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Große Anfrage 

des Abgeordneten Fischer (Frankfurt) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Zentrales Verkehrs-Informations-System (ZEVIS) beim Kraftfahrt-Bundesamt 


Das Kraftfahrt-Bundesamt, den meisten Bundesbürgern und Bun- 
desbürgerinnen lediglich als „Flensburger Punktesammler" 
bekannt, scheint zu einem Prüfstein für die Durchsetzbarkeit von 
Datenschutz einerseits und den staathchen Machtinteressen 
andererseits zu werden. 

Seit Mitte der siebziger Jahre ist das Kraftfahrt-Bimdesamt (KBA), 
eines der größten EDV-Anwender der Bimdesverwaltung, unter 
Mitwirkung des Bundeskriminalamtes damit befaßt, seine per- 
sonenbezogenen Dateien durch die Installation von ZEVIS zusam- 
menzuschließen, so daß mit jeder Abfrage der Zugriff auf den 
gesamten Dateienbestand ermöghcht wird. Weiterhin ist geplant, 
alle an diesen Daten interessierten Behörden direkt an diese 
Datenbank anzuschheßen. So beschloß im Februar 1978 der 
Arbeitskreis II der Innenministerkonferenz (Leiter der PoUzei- 
abteüungen der Innenministerien) einen Verbund von INPOL, 
dem pohzeilichen Informationssystem, mit ZEVIS herzustellen. 
ZEVIS wird damit zu einem zentralen Beispielsfall für die On-üne- 
Anschiüsse zwischen der Pohzei und anderen Behördendateien. 

Seit Beginn der Projektierung von ZEVIS Warnen einhelhg alle 
Datenschutzbeauftragten vor dem Ausbau und der Benutzung 
dieses Systems wegen der damit verbimdenen Gefahren für die 
betroffenen Bürger imd Bürgerinnen. Ungeachtet dessen hat die 
Bimdesregierung aber offensichtüch den Ausbau des Systems 
zielstrebig weiterbetrieben und an den Datenschutzbeauftragten 
und am Gesetzgeber vorbei ein System geschaffen, welches die 
im Zusammenhang mit der Einführung des maschinenlesbaren 
Personalausweises befürchteten Mpghchkeiten der Überwachung 
der Bürger und Bürgerinnen weit übertrifft. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

I. 

1. Welche beim KBA vorher getrennt geführten Dateien werden 
durch das Datenbanksystem ZEVIS zusammengeschlossen? 
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2. Wie viele Kraftfahrzeuge mit ihren jeweiligen Kraftfahrzeug- 
haltern und wie viele andere Personen sind derzeit in ZEVIS 
gespeichert? Wie viele werden nach dem Endausbau erfaßt 
sein? 

3. Umfaßt dieser Datenbestand sämthche in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeuge? Falls nicht, 
welche Regionen (Länder, Kommunen) sind im derzeitigen 
Datenbestand enthalten? 

Ist geplant, das System ZEVIS auf sämtliche in der Bundes- 
repubhk Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeuge auszu- 
dehnen? 

4. Bis wann ist mit dem Abschluß des endgültigen Ausbaues des 
Datenbestandes von ZEVIS zu rechnen? 

5. Welche Daten sind jeweils zu den Kraftfahrzeugen, den Kraft- 
fahrzeughaltern und zu den anderen Personen in ZEVIS 
gespeichert? 

6. Welche Zugangsmöghchkeiten (Anfragearten) auf den 
Datenbestand in ZEVIS stehen derzeit zur Verfügung? 

Welche weiteren Zugangsmöghchkeiten sind noch geplant? 

7. Welche Behörden und andere öffenthche Stellen des Bundes 
und der Länder erhalten derzeit Auskunft aus dem Daten- 
bestand von ZEVIS? 

Erhalten auch der Bundesnachrichtendienst, der mihtärische 
Abschirmdienst und das Bundesamt für Verfassungsschutz 
Auskunft? 

8. Welche Behörden davon sind derzeit im automatischen Abruf- 
verfahren (On-hne-Anschluß) an das System ZEVIS ange- 
schlossen? 

Wann wurden diese Anschlüsse errichtet? 

Welche Behörden und andere öffenthche Stehen des Bundes 
und der Länder sollen noch einen On-hne-Anschluß zum 
automatischen Abrufverfahren erhalten? 

Bis wann werden diese Behörden ahe angeschlossen sein? 

9. Wie viele Auskünfte werden derzeit ca. pro Monat vom Kraft- 
fahrt-Bundesamt aus dem Bestand von ZEVIS an externe 
Stehen erteilt, und wie viele davon erfolgen im automatischen 
Abrufverfahren (On-hne-Anschluß)? 

Wie viele Auskünfte im automatischen Abrufverfahren ca. 
werden monathch nach Anschluß aUer noch anzuschheßen- 
den Behörden erteüt werden? 

10. Stehen den im automatischen Abruf verfahren angeschlosse- 
nen Behörden alle Daten und aUe Zugangsmöghchkeiten und 
Abfragearten offen? Welche Differenzierungen gibt es? 
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II. 

1. Welches sind nach Ansicht der Bundesregierung die recht- 
lichen Grundlagen für die derzeitige Praxis der Datenüber- 
mittlung aus ZEVIS an externe Behörden? 

Wo ist in diesen rechtlichen Regelungen speziell die Daten- 
übermittlung an andere Behörden geregelt? 

Reichen diese Regelungen aus zur Begründung der Recht- 
mäßigkeit der derzeitigen Datenübermittlungspraxis des 
Kraftfahrt-Bundesamtes? 

2. Der Bundesbeauftragte für Datenschutz und die betroffenen 
Landesdatenschutzbeauftragten sind der Auffassung, daß 
weder das Gesetz über die Einrichtung des Kraftfahrt-Bun- 
desamtes noch das Straßenverkehrsgesetz, die Straßenver- 
kehrs-Ordnung oder das Bundesdatenschutzgesetz rechtliche 
Grundlage für den Ausbau und Betrieb von ZEVIS sein 
können. 

Sie haben dies während des Aufbaues von ZEVIS wiederholt 
der Bundesregierung gegenüber mitgeteilt (vgl. z.B. Zweiter, 
Fünfter und Sechster Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz, Zwölfter Tätigkeitsbericht des Hessi- 
schen Datenschutzbeauftragten sowie Schreiben des Bundes- 
beauftragten für Datenschutz an den Bundesminister für Ver- 
kehr und den Bundesminister für Inneres vom 29. Juni 1983). 

Hat die Bundesregierung die weitere Systemplanung und den 
Ausbau sowie die tatsächliche Nutzung von ZEVIS aufgrund 
dessen eingeschränkt? 

3. Die Beanstandungen von ZEVIS im Hinblick auf den Daten- 
schutz stützen sich insbesondere auf folgendes: Das auto- 
matische Abrufverfahren (Direktzugriff im On-hne-Anschluß) 
ermöglicht in Sekundenschnelle (in jedem Fall unter zehn 
Sekunden) ohne vorherige Kontrolle der die Daten bereithal- 
tenden Behörde den Abruf des Datenb^standes aus ZEVIS. 
Nach dem eindeutigen Wortlaut des § 2 Abs. 2 Nr. 2 Bundes- 
datenschutzgesetz gelten die zum automatischen Abruf 
bereitgehaltenen Daten zugunsten einer anderen Stelle 
bereits mit der Einrichtung des On-line-Anschlusses insge- 
samt als übermittelt. Dies ist darin begründet, daß es für die 
Tatsache der Übermittlung aus der Perspektive des Betroffe- 
nen allein entscheidend ist, daß der Empfänger den ungehin- 
derten und jederzeitigen sekundenschnellen Zugang zu den 
Daten hat. Ein On-line-Anschluß ist demnach unzulässig, 
wenn nicht der gesamte Datenbestand übermittelt werden 
darf. Unabdingbare Voraussetzung für die Zulässigkeit eines 
On-line-Anschlusses ist deshalb, daß die ab rufende Stelle 
tatsächhch jedes bereitgehaltene Datum für ihre rechtmäßige 
Aufgabenerfüllung zwingend benötigt. Dies ist aber bei- 
spielsweise bei den Pohzei- und Sicherheitsbehörden in 
bezug auf ZEVIS niemals der Fall, weshalb die On-line- 
Anschlüsse der Pohzei- und Sicherheitsbehörden an ZEVIS 
nach dem geltenden Bundesdatenschutzgesetz rechtswidrig 
sind. 
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Teilt die Bundesregierung diese Ansicht? Wenn nein, was ist 
der Grund dafür? Wenn ja, wie gedenkt sie diese Bedenken 
gegen die On-line-Anschlüsse umzusetzen? 

4. Aus den vorstehenden, unter Frage 3 genannten Gründen hat 
der Bundesbeauftragte für Datenschutz im Juni 1983 die 
Benutzung von ZEVIS im automatischen Abrufverfahren nach 
§ 20 Bundesdatenschutzgesetz beanstandet. 

Hat die Bundesregierung den Betrieb der On-line-Anschlüsse 
daraufhin eingeschränkt bzw. eingestellt? Wurden bereits 
bestehende Anschlüsse abgeschaltet? 

5. Das Oberlandesgericht Düsseldorf führt im Zusammenhang 
mit der rechtlichen Bewertung einer Datenbank, die als 
Gememschaftseinrichtung von mehreren Kreditinstituten 
geführt wird und von der die einzelnen Institute jederzeit 
Informationen über ihre Kreditnehmer im On-line-Verfahren 
abrufen können, aus, daß die Gefahr für die gespeicherte 
Person dann am größten sei, wenn die menschliche Verant- 
wortimg für den Auskunftsgrund ganz allein im Bereich der 
abrufenden, also selbst interessierten Stelle hegt (vgl. NJW 
83, S. 399). 

Teüt die Bundesregierung diese Auffassung? Wenn nein, 
warum nicht? Falls ja, wie gedenkt sie dieser Gefahr Rech- 
nung zu tragen? 

6. Diese erhöhte Gefahr für die Rechte der Betroffenen wird 
noch gravierender dadurch, daß in den meisten Fällen die 
Tatsache, daß eine Abfrage erfolgt ist, vom Bürger/von der 
Bürgerin nicht mehr registriert wird, da ein Anhalten des 
Kraftfahrzeuges nicht notwendig ist, um die erforderüchen 
Daten über den Halter zu erfahren. Gegen diese hier und in 
Frage 5 beschriebene erhöhte Gefahr können auch gesetz- 
üche Regelungen, die eine Anfrage auf einen gesetzüch 
genau umschriebenen Zweck und Anlaß beschränken, nicht 
schützen. 

Teüt die Bundesregierung diese Ansicht? Wenn nein, warum 
nicht? Wie steUt sich die Bimdesregienmg in Anbetracht des- 
sen eine wirksame KontroUe der Datenerhebung und -ver- 
arbeitimg im automatischen Abrufverfahren vor? 

7. Soweit die Bundesregierung eine KontroUe in der ProtokoUie- 
rung der jeweiligen Abfrage sieht: 

Wie soU bei ca. 550000 On-hne- Anfragen pro Monat (vgl. 
Schätzung des Kraftfahrt-Bundesamtes in einer Presseinfor- 
mation vom 27. September 1983) und der Produktion von 
neuen Dateien in eben diesem Umfang monatlich, bedingt 
durch die Protokollierung jeder einzelnen Anfrage, die Kon- 
troUe des Anlasses und der Rechtmäßigkeit des Grundes für 
die Datenerhebung bewältigt werden, und wer soU diese in 
unvorsteUbarem Umfang produzierten Protokollierungs- 
dateien kontrollieren? 
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Wie wird verhindert, daß diese durch Protokolherung gewon- 
nenen Daten zweckentfremdet werden? Wie wird sicher- 
gestellt, daß aus diesen durch Protokollierung gewonnenen 
Dateien keine Bewegungsbilder entstehen können? 

8. Wird bereits jetzt der gesamte Datenverkehr aus ZEVIS proto- 
kolhert? Wenn nicht, welche Abfragen werden protokolliert? 
Wer bestimmt im Einzelfall, welche Abfragen protokolliert 
werden? Werden die durch Protokollierungen gewonnenen 
Dateien gespeichert? 

9. Ist die gerade durch die vom Bürger/von der Bürgerin unbe- 
merkte Kontrolle und durch die jeweilige Protokollierung der 
Abfrage ermöglichte Gewinnung von Bewegungsbildem 
erwünscht? Für welche Fälle? Soweit nicht, wie soll sie verhin- 
dert werden? 

10. Laut einem Vorentwurf der Bundesregierung vom 15. Juni 
1984 zur rechtlichen Regelung von ZEVIS ist auf der Grund- 
lage von Vereinbarungen zwischen Übermittler und Empfän- 
ger oder durch Rechtsverordnung sicherzustellen, daß die 
zum Abruf bereitgehaltenen Daten ihrer Art nach für den 
Empfänger erforderlich sind und ihre Übermittlung durch 
sofortigen Abruf unter Berücksichtigung der schutzwürdigen 
Belange des Betroffenen und der Aufgabe des Empfängers 
^angemessen ist (§ 35 Abs. 3 Satz 3 des Entwurfes). 

Wie will die Bundesregierung bei mindestens 550 000 Ab- 
fragen im Monat kontrollieren, ob „schutzwürdige Belange 
der Betroffenen" berücksichtigt werden? 

11. Was wird in dem Abfragenprotokoll gespeichert, um nach- 
vollziehen und kontrollieren zu können, ob ein rechtmäßiger 
Grund/ Anlaß für die Abfrage bestand und ob diese Abfrage 
unter Berücksichtigung schutzwürdiger Belange des Betroffe- 
nen und der Aufgabe des Empfängers angemessen war? 

12. Nach dem gleichen vorerwähnten Vorentwurf dürfen im auto- 
matischen Abrufverfahren Daten an die Polizeidienststellen 
übermittelt werden „zur Durchführung von Verkehrskon- 
trollen" (§ 35). 

Ist die Bundesregierung ebenfalls der Meinung, daß mit die- 
ser Formulierung praktisch jeder automatische Datenabruf 
der Pohzei hinsichthch eines Fahrzeuges legahsiert wird und 
die Erstellung von Bewegungsbildern zudem ermöglicht 
wird? Wenn nein, warum nicht? 

Genügt eine solche rechüiche Grundlage den verfassungs- 
rechtlichen Geboten der Normenklarheit und der strengen 
Zweckbindung sowie der Verhältnismäßigkeit? 

13. Aufgrund welcher Initiativen wurden die On-Iine- Anschlüsse 
bei ZEVIS errichtet? 

Welche Behörden und andere öffentliche Stellen haben bei 
Projektierung des Systems ZEVIS die On-line- Anschlüsse 
gefordert? 
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III. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zur Volkszäh- 
lung vom 15. Dezember 1983 grundlegende Anforderungen zur 
Rechtmäßigkeit von Datenerhebung und -Verarbeitung aufge- 
stellt. Es hat den Datenschutz in den Verfassungsrang gehoben. 
Das Grundrecht auf informationeile Selbstbestimmung ist bei 
jeder Erhebung und Weiterverwendung personenbezogener 
Daten zu beachten. Daten dürfen nur noch aufgrund eines verfas- 
sungsgemäßen Gesetzes erhoben und verarbeitet werden. Diese 
Erhebung und Verwendung von Daten ist dabei auf den gesetz- 
hch genau festgelegten konkreten Zweck begrenzt. Generalklau- 
seln sind nicht zulässig. Erforderhch sind vielmehr bereichsspezi- 
fische Regelungen, die den Grundsätzen der Normenklarheit ent- 
sprechen müssen. Der Bürger/die Bürgerin muß klar erkennen 
können, für welchen konkreten Zweck seine/ihre personenbe- 
zogenen Daten bestimmt und erforderhch sind. Es ist zudem ein 
amtshilfefester Schutz gegen Zweckentfremdung der Daten durch 
Weitergabe- und Verwertungs verböte erforderhch. Das Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung darf auch nur im überwiegen- 
den AUgemeininteresse eingeschränkt werden, wobei der Verfas- 
simgsgrundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten ist, die Ein- 
schränkung des Grundrechtes ist auf das absolut notwendige 
Minimum zu beschränken. Des weiteren verlangt das Bundesver- 
fassungsgericht die informationeUe Ge walten teilung als grund- 
sätzhche Organisationsstruktur einer rechtmäßigen Datenver- 
arbeitung. 

1. Genügen die derzeitigen rechthchen Grundlagen für den 
Betrieb von ZEVIS diesen Anforderungen? Wenn nicht, hat die 
Bundesregierung den Betrieb von ZEVIS nach Erlaß des Urteils 
eingeschränkt? 

2. Macht der vom Bundesverfassungsgericht geforderte Schutz 
des informationeilen Selbstbestimmungsrechtes vor unzulässi- 
gen Eingriffen nach Ansicht der Bundesregierung die recht- 
hche und/oder tatsächhche Einschränkung der derzeitigen 
Praxis der Benutzung, insbesondere der Datenübermittlung, 
von ZEVIS erforderhch? Wenn ja, in welcher Hinsicht? Wenn 
nicht, wie werden die vorstehend aufgeführten Anforderungen 
des Bundesverfassungsgerichtes an die Ziolässigkeit von 
Datenerhebungen und -Verwertungen bei der Benutzung von 
ZEVIS gewahrt? 

Oder ist nach Ansicht der Bundesregierung dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes Genüge getan, wenn Art und 
Umfang der derzeit praktizierten Nutzung von ZEVIS durch 
den Erlaß entsprechender, die Praxis nachzeichnender recht- 
hcher Regelungen legahsiert wird? 

3. Oder ist im Zusammenhang mit der Schaffung einer gesetz- 
hchen Regelung für ZEVIS sogar eine Ausweitung von Benut- 
zungsmöghchkeiten beabsichtigt? Wenn ja, welche? 

Im Zweiten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für 
Datenschutz wird im Anschluß an die Darstellung der daten- 
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schutzrechtlichen Problematik des Systems ZEVIS ausgeführt: 
„ Solange das technisch Machbare und die Wünsche der Benut- 
zer mit den Anforderungen des Datenschutzes nicht zur Dek- 
kung gebracht sind, kann ich das Konzept ZEVIS nicht gut- 
heißen" (S. 42). Im darauffolgenden Dritten Tätigkeitsbericht 
heißt es: „Wegen der weitreichenden Bedeutung dieser Pla- 
nung für den Datenschutz der davon betroffenen Bürger bat ich 
den Bundesminister für Verkehr um Zwischenberichte, um 
schon vor der Einrichtung des Direktabfragebetriebes die 
datenschutzrechthche Zulässigkeit sowie die Wirksamkeit der 
Schutzvorkehrungen beurteilen zu können. Die verlangten 
Informationen habe ich jedoch bis heute trotz Anmahnung 
nicht erhalten, obwohl die Reahsierung — wie ich von anderer 
Seite erfahren habe — weit fortgeschritten ist. " Im Vierten und 
Fünften Tätigkeitsbericht werden die Kritikpunkte insbeson- 
dere im Hinblick auf die Unzulässigkeit der On-hne- 
Anschlüsse und die fehlende Rechtsgrundlage wiederholt. Im 
Sechsten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für Daten- 
schutz wird zum Ausbau von ZEVIS angeführt: „Der Eintritt in 
die Aufbauphase und der vorgesehene vollständige Ausbau bis 
zum Jahre 1984 machte deuthch, daß anscheinend nicht oder 
nicht mehr die Absicht bestand, die Entscheidung des Gesetz- 
gebers abzuwarten, um die Systemplanungen an den Vor- 
gaben des Gesetzgebers zu orientieren; vielmehr dürfte der 
Ausbau vollständig vollzogen sein, wenn sich der Deutsche 
Bundestag anläßhch eines entsprechenden Gesetzentwurfes 
mit der Angelegenheit befaßt. Abgesehen von der Gefahr, daß 
der Gesetzgeber präjudiziert wird, ist diese Verfahrensweise 
aus der Sicht des Datenschutzbeauftragten nicht zu akzep- 
tieren. " 

4. Ist es richtig, daß ungeachtet dieser Kritik ZEVIS entsprechend 
dem ursprünghchen Konzept weitergebaut wurde? Wann 
wurde der Ausbau beendet? Hat die Bundesregierung den 
Beanstandungen des Datenschutzbeauftragten dabei Rech- 
nung getragen? Wenn ja, wie? Wenn nicht, was ist dann nach 
Auffassung der Bundesregierung die Funktion des Daten- 
schutzbeauftragten? 

5. Bedeutet die Tatsache, daß die Bundesregierung ungeachtet 
der vielen Beanstandungen die ursprüngliche Planung, tech- 
nische Struktur und den Ausbau des Systems weitergeführt 
hat, daß sie entschlossen ist, ZEVIS in jedem FaUe entspre- 
chend den Bedürfnissen und Wünschen der Benutzer, insbe- 
sondere des Bundeskriminalamtes und der anderen Polizei- 
und Sicherheitsbehörden durchzusetzen, und vom Gesetzge- 
ber erwartet, daß er die praktischen Vorgaben und Wünsche 
der Exekutive legahsiert? 

6. Die Bundesregierung ebenso wie das Kraftfahrt-Bundesamt 
haben im Zusammenhang mit den Beanstandungen der Daten- 
schutzbeauftragten hinsichtlich der One-hne-Verbindung und 
bei den diesbezüghchen Beratungen im Innenausschuß stets 
darauf verwiesen, daß sich ZEVIS noch in der Erprobungs- 
(„ Pilot ")phase befinde. Etliche Bundesländer waren in dieser 
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Pilotphase noch nicht im One-line-Betrieb angeschlossen. 
Nach Bekanntwerden des Volkszählungsurteiles haben sich 
viele andere Behörden, deren längst institutionalisierte Tätig- 
keit durch den Urteilsspruch nunmehr rechtswidrig wurde, auf 
den sogenannten Umsetzungsbonus für die Weiterführung 
ihrer Verwaltungstätigkeit auch ohne die vom Bundesverfas- 
sungsgericht verlangte gesetzhche Grundlage berufen. Dies 
kann aber hier, bei einem Pilotprojekt, bei welchem überdies 
nur ein Teil der Bundesländer angeschlossen ist und der andere 
Teil der Bundesländer offensichthch ohne Schaden für das 
Allgemeinwohl ohne die Nutzung des Systems auskommt, 
nicht gelten. 

Warum hat / die Bundesregierung nicht in Anbetracht des 
Volkszählungsurteils unverzüglich die Benutzung des Pilotpro- 
jektes eingestellt? Oder ist die Bundesregierung der Ansicht, 
daß das informationeile Selbstbestimmungsrecht über die 
Grundsätze des Verfassungsgerichtsurteiles hinaus zum 
Zwecke der Erprobung der Funktionsfähigkeit der öffentlichen 
Verwaltung eingeschränkt werden kann? 

7. Das Bundesverfassungsgericht verlangt angesichts der Gefahr 
der automatischen Datenverarbeitung die informationeile 
Gewaltenteilung. Es lehnt den Datenverbund von verschie- 
denen Behörden, so technisch sinnvoll und effektiv er auch sein 
mag, grundsätzlich ab. 

Wie kann nach Ansicht der Bundesregierung diese informatio- 
nelle Gewaltenteüung aufrechterhalten werden bei der Ein- 
richtung von automatischen Abrufverfahren, bei welchem die 
abrufende Behörde ohne Einschaltung der anderen Behörde 
jede behebige Information dieser anderen Behörde in 
Sekundenschnelle sich beschaffen kann? 


IV. 

,1. Ist die sogenannte „P- Abfrage", die nach Eingabe des Namens 
einer Person die Abfrage erlaubt, ob, welches und wie viele 
Kraftfahrzeuge diese Person hat, darüber hinaus die Abfrage 
aller übrigen in der Datei gespeicherten Angaben zur Person 
(Geburtsort, Geburtsdatum, Anschrift) erlaubt, also der umge- 
kehrte Fall zur übhchen Halterfeststellung, für ZEVIS trotz 
Protest von Datenschützern weiterhin geplant? 

2. Wird sie in Teilbereichen, z. B. bei der Abfrage von Daten aus 
dem Verkehrszentralregister innerhalb von ZEVIS, bereits jetzt 
praktiziert? In welchem Umfang? 

3. Durch die Einrichtung der P- Abfrage wäre es (nach Beendi- 
gung des Ausbaus von ZEVIS) z.B. jeder Pohzeidienststelle 
sowie den Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder 
möghch, in Sekundenschnelle im automatischen Abrufverfah- 
ren von einem großen Teil der Bundesbürger unbekannte Per- 
sonaldaten abzufragen, insbesondere die aktuelle Anschrift zu 
ermitteln. 
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Der Deutsche Bundestag hat aber sowohl bei den Beratungen 
zum Melderechtsrahmengesetz als auch zum Personalausweis- 
gesetz eine zentrale Speicherung der Daten aller Bundesbürger 
abgelehnt und auf der Trennung der Melderegister durch 
regionale Aufghederung des Meldewesens bestanden. Die P- 
Abfrage würde für einen großen Teü der Bundesbürger zu 
einem Ersatz für dieses Bundesmelderegister werden. 

Teilt die Bundesregierung diese Ansicht und wenn nicht, wo 
soll der Unterschied zu dem verbotenen Bundesmelderegister 
liegen? Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Einführung 
der sogenannten P-Abfrage? Wie vereinbart die Bundesregie- 
rung die P-Abfrage mit den Grundsätzen des Volkszählungs- 
urteües, insbesondere dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
und der strengen Zweckbindung? 

4. Die Tatsache, daß lediglich Grunddaten abgefragt werden, 
kann zur Ausräumung von datenschutzrechtlichen Bedenken 
nicht dienen, da es nach dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichtes keine Unterscheidung nach belangloseren und sensi- 
tiveren Daten gibt. Vielmehr wird jedes auch noch so belang- 
lose und alltäghche Datum vom Datenschutz umfaßt, da sich 
die Gefährhchkeit erst aus der Nutzbarkeit in einem konkreten 
Zusammenhang ergibt. 

Teilt die Bundesregierung diese Auffassung? Wenn nein, wie 
begründet sie dies? Wenn ja, welche Folgerungen zieht sie 
daraus im Hinbhck auf die rechüiche Zulässigkeit der 
P-Abfrage? 

5. Zweck und Gegenstand der Datenspeicherung beim KBA ist 
das Kraftfahrzeugzulassungs- und Fahrerlaubniswesen. Es ist 
kaum denkbar, wo der Zusammenhang zu diesem Zweck lie- 
gen soll, wenn der Name einer Person, nicht aber das Kraftfahr- 

' zeug und sonstige Personahen bekannt sind. Die P-Abfrage 
kann somit nicht im Zusammenhang mit dem Straßenverkehr 
gewünscht sein. 

Was ist der Zweck der P-Abfrage? Welche Behörde hat die 
P-Abfrage gefordert bei der Planung von ZEVIS? Hat beispiels- 
weise das Bundeskriminalamt die P-Abfrage verlangt und mit 
welcher Begründung und für welche Zwecke? Wie begründet 
das BKA die Notwendigkeit der P-Abfrage? 

6. Im Vorentwurf der Bundesregierung vom 15. Juni 1984 wird die 
P-Abfrage im automatisierten Verfahren erlaubt für Pohzei- 
dienststellen des Bundes und der Länder „zur Durchführung 
von Verkehrskontrollen, zur Verfolgung von Straftaten oder zur 
Strafvollstreckung oder zur Abwehr von Gefahren für die 
öffenthche Sicherheit und Ordnung". 

Ist die Bundesregierung ebenfalls der Ansicht, daß durch diese 
Formulierung praktisch jede P-Abfrage legahsiert wird? Wenn 
nicht, wie begründet sie dies? Meint die Bundesregierung, daß 
eine solche Regelung den Erfordernissen des Volkszählungs- 
urteüs, insbesondere dem Gebot der strengen Zweckbindung, 
der Normenklarheit sowie der Verhältnismäßigkeit genügt? 
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7. Welcher technische und organisatorische Aufwand ist noch 
erforderhch, um die P-Abfrage im One-hne-Betrieb zu realisie- 
ren? Ist sie nach Ausbau von ZEVIS ohne größeren Aufwand zu 
reahsieren? 


V. 

1. Das Bundesverfassungsgericht verlangt im Volkszählungs- 
urteil, daß Einschränkungen des Rechtes auf informationeile 
Selbstbestimmung nur im überwiegenden Allgemeininteresse 
erfolgen dürfen. Der Eingriff in dieses Grundrecht darf nicht 
außer Verhältnis zum Nutzen des Eingriffs stehen. Der Umfang 
der Datenerhebung muß unbedingt notwendig sein zur Errei- 
chung eines im übrigen gesetzüch präzise festgelegten Ver- 
wendungszweckes. 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß es mit diesem Grimd- 
satz vereinbar ist, wenn zigmühonen Datensätze von Bürgern/ 
Bürgerinnen aus allen Teilen der Bundesrepubük Deutschland 
von jeder örtiichen Dienststelle der Poüzei bzw. von jedem 
Pohzeibeamten mit tragbarem Abrufgerät aus, zudem ohne 
präventive Einschaltung einer Kontrollinstanz, in Sekunden- 
schnelle abgefragt werden können durch Eingabe des Kfz- 
Kennzeichens, wenn von jeder Poiizeidienststelle bzw, mittels 
tragbarem Abruf gerät mit der P-Abfrage ohne jegliche präven- 
tive Kontrolle die persönüchen Daten von zigmühonen Bundes- 
bürgern/Bürgerinnen in Sekundenschnelle abgefragt werden 
können aus einer Datei, deren Zweck das Straßenverkehrs - 
wesen ist, wofür die P-Abfrage gar nicht benötigt wird? 

2. Welches sind nach Ansicht der Bundesregierung die zwingend 
notwendigen Gründe für die Einrichtung von ZEVIS gegen- 
über der Beibehaltung der vorherigen Praxis? 

3. Liegen genaue Erkenntnisse oder Untersuchungen darüber 
vor, daß in den Bundesländern, deren Polizeistationen und 
Sicherheitsbehörden seit Beginn der Pilot-(Test-)phase an 
ZEVIS angeschlossen sind, spürbare Verbesserungen im 
Bereich der öff entheben Sicherheit und Ordnung im Straßen- 
verkehr und bei der Verhütung und Verfolgung von Straftaten 
erzielt wurden? Wenn ja, welche? Wenn nicht, warum wurden 
keine genauen Untersuchungen darüber angestellt, vor allem 
im Hinbhck auf das Volkszählungsurteil, welches verlangt, daß 
vor gravierenden Eingriffen in das informationelle Selbstbe- 
stimmungsrecht die Notwendigkeit des Eingriffes festgestellt 
werden muß und gemäß dem Verfassungsgrundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit gegen die Schwere des Eingriffes abgewogen 
werden muß? 

4. Wie hoch sind die Kosten für die gesamte Einrichtung des 
Systems ZEVIS (Zusammenführung der bisher getrennt geführ- 
ten Datenbestände, Speicherung des gesamten Kraftfahrzeug - 
bestandes der Bundesrepubük Deutschland in ZEVIS, Einrich- 
tung aber geplanten On-hne- Anschlüsse)? 

5. Sind diese Kosten verhältnismäßig im Hinbhck auf den Nutzen 
des Systems? 
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6. Die §§ 6 und 7 Bundeshaushaltsordnung sehen das Notwendig- 
keitsprinzip und die Kosten-Nutzen-Analyse für die Ausgaben 
des Bundes vor. 

Ist die Notwendigkeit der Errichtung und des Ausbaues von 
ZEVIS vor Beginn der Projektierung nach § 6 BHO geprüft 
worden? Wie wurde die Notwendigkeit von ZEVIS im Verhält- 
nis zu den anfallenden Kosten dabei begründet? Wurde eine 
Kosten-Nutzen-Analyse nach § 7 BHO angestellt? Wenn ja, mit 
welchem Ergebrds? Falls keine Kosten-Nutzen-Analyse nach § 
7 BHO erfolgte, warum ist dies nicht geschehen? 

7. Nach § 27 Abs. 2 BHO sind die Voranschläge dem Bundesrech- 
nungshof zu übersenden, der eine Stellungnahme hierzu ab- 
geben kann. 

Wurden für ZEVIS Kostenvoranschläge dem Bundesrech- 
nungshof übersandt? Wenn nicht, warum nicht? Hat der Bun- 
desrechnungshof eine Stellungnahme abgegeben? Welche? 


VI. 

1. Ist es richtig, daß die Gründe für die Errichtung von ZEVIS im 
Bereich pohzeilicher und geheimdiensthcher Erfassung und 
Kontrolle hegen und nicht im Verkehrsbereich? 

2. Nach § 33 Abs. 4 des vorläufigen Gesetzentwurfes der Bundes- 
regierung vom 15. Juni 1984 dürfen für Zwecke der Strafverfol- 
gung oder Strafvollstreckung die hierfür zuständigen Behörden 
Suchvermerke und Steckbrief nachrichten in den Datensätzen 
speichern. Außerdem darf das BKA die Gesamtdatei der mit 
Haftbefehl gesuchten Personen in ZEVIS zum Abgleich 
speichern. 

Ist die Bundesregierung ebenfaUs der Ansicht, daß damit der 
Grundsatz, daß jede Behörde nur die für ihre Aufgabenerfül- 
lung notwendigen Daten speichern darf, durchbrochen wird? 
Wenn nicht, wie begründet sie dies? Wie begründet sie die 
rechthche Zulässigkeit dieser Regelung? Wie vereinbart sich 
diese Regelung insbesondere mit den Grundsätzen des Volks- 
zählungsurteiles? 

3. Wie kann das Prinzip der informationeilen Gewaltenteilung 
aufrechterhalten werden, wenn beim Kraftfahrtbundesamt die 
Strafdateien des BKA vollständig gespeichert werden und 
jederzeit mit den Daten von ZEVIS gegeneinander abgeghchen 
werden können? 

4. Werden die in § 33 Abs. 4 des Entwurfes vorgesehenen Mög- 
hchkeiten ganz oder teilweise bereits praktiziert? In welchem 
Umfang? 

5. Werden die Daten aus ZEVIS auch an private Personen und 
Institutionen weitergegeben? An welche? Aufgrund welcher 
rechthchen Grundlage? Welche Daten werden weitergegeben? 
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VIL 

1. Der maschinenlesbare Personalausweis verliert durch die 
Absage der EG-Länder an fälschungssichere und maschinen- 
lesbare Personalausweise und Europapässe und durch die 
beabsichtigte Öffnung der Grenzen zum westlichen Ausland 
als KontroUmittel an Bedeutung. 

Soll ZEVIS diesen Kontrollverlust ausgleichen? 

2. Eignet sich nach Ansicht der Bundesregierung ZEVIS vor allem 
deshalb als Ausgleich für den in Frage 1 genannten Kontroll- 
verlust, weil die Kontrollen durch ZEVIS ohne Anhalten der 
Fahrzeuge und unbemerkt vom Fahrzeugführer und deshalb 
ohne unpopuläre Anhaltekontrollen im Landesinnern, ins- 
besondere in Grenznähe durchgeführt werden können? 

3. Nach Mitteilung des ehemaligen Chefs des Bundeskrimi- 
nalamtes Horst Herold auf dem Wiesbadener Datenschutzsym- 
posium der hessischen Landesregierung war es die Bundesre- 
gierung und nicht die Polizei, die an die Stelle des maschinen- 
lesbaren Kfz-Kennzeichens den maschinenlesbaren Personal- 
ausweis setzte, dessen Wirksamkeit bestritten werden müsse. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, ein fälschungssicheres und 
maschinenlesbares Kfz-Kennzeichen einzuführen? 

Gibt es insbesondere technische Möglichkeiten oder entwik- 
kelt die Bundesregierung gerade solche, um Kraftfahrzeug- 
kennzeichen maschinell lesbar zu machen und sogleich 
maschinell auswerten zu lassen, ohne Einschaltung eines 
menschüchen Arbeitsganges? 

Wieweit sind diese technischen Entwicklungen gediehen? 

VIII. 

1. Werden die Daten von ZEVIS am Melderegister oder an an- 
deren Registern abgeglichen? Wenn ja, zu welchem Zweck? 
Wenn nicht, ist ein solcher Abgleich geplant? 

Was ist der rechtüche und tatsächliche Unterschied zwischen 
einem Abgleich und einer Datenübermittlung? Ist die Bundes- 
regierung ebenfalls der Ansicht, daß für einen Datenabgleich 
die gleichen Zulässigkeitsvoraussetzungen erfüllt sein müssen 
wie bei einer Datenübermittlung? 

2. Der Vorentwurf vom 15. Juni 1984 läßt die Zulässigkeit der 
Datenspeicherung und der Datenübermittlung „zum Zwecke 
der Verteidigung" zu (§§ 32 und 39). 

Was bedeutet dies? Entspricht diese Regelung den Anforderun- 
gen des Bundesverfassungsgerichtes, insbesondere den 
Grundsätzen der Normenklarheit und der strengen Zweck- 
bindung? 


IX. 

Im Volkszählungsurteil wird auf Seite 45 ausgeführt: „Mit dem 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung wären eine Gesell- 
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Schaftsordnung und eine diese ermöglichende Rechtsordnung 
nicht vereinbar, in der Bürger nicht mehr wissen können, wer was 
wann und bei welcher Gelegenheit über sie weiß. " 

Wie will die Bundesregierung es in Anbetracht von Über- 
wachungsmöghchkeiten, die zur Folge haben, daß jeder Bürger/ 
jede Bürgerin damit rechnen muß, daß das hinter ihm/ihr fah- 
rende Fahrzeug in Sekundenschnelle seine persönhchen Daten 
ermitteln kann und Bewegungsprofile daraus herstellen kann, 
gewährleisten, daß diese Befürchtung des Bundesverfassungsge- 
richtes nicht Wirkhchkeit wird? 

Bonn, den 30. Oktober 1984 

Fischer (Frankfurt) 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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